
Das Salzburger Kabelgesetz als
Erfolg der Politik – das wur-

de von Salzburgs Regierungsspitze
immer wieder betont. Mit dem LEG
(Landeselektrizitätsgesetz) „hat das
Land die Verkabelung sogar auf ge-
setzlicher Ebene zum Thema ge-
macht“, sagte Landeshauptfrau
Gabi Burgstaller in einem SF-Inter-
view in der Ausgabe vom 11. Mai
(SF 17/2011).   

Nun stellte sich heraus: Das Salz-
burger Kabelgesetz ist „für die
Würscht“. Die damit befassten Ver-
fassungsrichter befanden, der 2.
Teilabschnitt der Salzburger 380-
kV-Leitung von Elixhausen nach
Kaprun fällt in die Kompetenz des
Wirtschaftsministeriums (ebenso
wie der bereits fertiggestellte 1. Teil-
abschnitt im Flachgau). Maßgeblich
ist das Bundes-Starkstromwege-
recht. 

Was das bedeutet, kann man im
Flachgau bereits „bewundern“:
Massive Hochspannungsmasten mit
19 Seilen, die bis zu 70 Meter an
Wohnhäuser herangebaut werden
können. (Siehe Kasten.)

Für Bürgerinitiativen
nicht überraschend

Überraschend war der Spruch des
VGH für die Bürgerinitiativen aller-
dings nicht: Die Lobby von Wirt-
schaftskammer, Arbeiterkammer,
ÖGB und Industriellenvereinigung
habe gute Arbeit geleistet, wie Do-
ris Bernhofer, Kabelkämpferin von
Beginn an, in einer ersten Reaktion
dazu feststellte. Nachsatz: „Trotz-
dem hoffen wir, dass unsere Bemü-
hungen, die Kabeltechnik auf den
Weg zu bringen, nicht umsonst wa-
ren.“

In punkto Verkabelung will man
auch auf keinen Fall lockerlassen.
„Wir kämpfen weiter“, steht für Do-
ris Bernhofer fest. 

Gesundheit wurde 
nicht mit einbezogen

Was das Salzburger Kabelgesetz
betrifft, ist für Doris Bernhofer noch
nicht das letzte Wort gesprochen. Sie
verweist darauf, dass im Stark-
stromwegerecht, das nach Aushebe-
lung des LEG zur Anwendung

kommt, die Länderzuständigkeit
ausdrücklich festgehalten sei,
„wenn Beginn und Leitung in ein
und demselben Bundesland liegen
beziehungsweise ein Umspannwerk
der Ausgangspunkt ist oder ein
Kraftwerk“. Das sei, ihrer Ansicht
nach, beim 2. Teilabschnitt, vom
Umspannwerk Elixhausen nach Ka-
prun, eindeutig der Fall. 

Gravierender sei allerdings, dass
die gesundheitliche Seite vom Ver-
fassungsgerichtshof nicht einbezo-
gen wurde. „Wir betrachten das als
Versäumnis gegenüber den Men-
schen dieses Landes und deren
Grundrecht auf Gesundheit“, so Do-
ris Bernhofer. Man werde sich mit
Juristen zusammensetzen und das
ergangene VGH-Urteil nochmals
prüfen lassen und „gegebenenfalls
die Sache ausjudizieren – bis zum
EuGH“. 

Verstärkt auf den 
Naturschutz pochen

„Ein Wahlzuckerl“, kommt auch
für Hans Kutil, Sprecher der Bür-
gerinitiative Heuberg-Guggenthal,

der VGH-Spruch nicht überra-
schend. (Das Salzburger Kabelge-
setz wurde nach Bürgerprotesten ge-
gen das 380-kV-Projekt im Dezem-
ber 2008 beschlossen – am 1. März

2009 waren Landtagswahlen.) Ku-
til, seit Mai dieses Jahres auch Prä-
sident des Naturschutzbundes Salz-
burg, will verstärkt an der juristi-
schen Front kämpfen: „Es geht jetzt
darum, sämtliche Möglichkeiten im
UVP-Gesetz auszuschöpfen, man
wird ganz genau darauf achten, ob
geschützte Tiere, speziell Vogelar-
ten im Trassenraum betroffen sind,
ob Richtlinien wie die FFH-Richtli-
nien eingehalten werden.“ Als über-
geordnete Organisation hat der Na-
turschutzbund Parteienstellung im
UVP-Verfahren. 

Weiterhin 
spektakuläre Aktionen 

Wer im UVP-Verfahren noch et-
was ausrichten könnte, ist die Stadt
Salzburg – ihr kommt als Nachbar-
gemeinde Parteienstellung zu. Ge-
gen die vom Verbund vorgesehene
Trasse zwischen Nockstein und
Gaisberg hat es ja bereits mehrere
Protestaktionen gegeben, auch
spektakuläre wie zuletzt die von

Bürgermeister Heinz Schaden
(SPÖ) in der Mönchsbergwand. (Wo
zum Auftakt der Salzburger Fest-
spiele ein Großplakat gegen die
Stromautobahn über den Gaisberg
angebracht wurde.) 

Aktionen wie diese seien ganz
wichtig: „Damit bekommt man die
mediale Aufmerksamkeit“, sagt
Winfried Herbst, der als Gaisberg-
koordinator von der Stadt als 380-
kV-Sprecher beauftragt wurde. Es
werde weitere Aktionen geben, kün-
digt Herbst an, sich auf die Partei-
enstellung zu verlassen, sei zu we-
nig: „Man muss auch vorher schon
etwas tun, wenn die Meinungsbil-
dung und die öffentliche Diskussion
im Gang ist, im UVP-Verfahren ist
es möglicherweise zu spät“, sagt
Herbst. (Parteienstellung kommt
erst bei Einreichung eines konkreten
Projekts zum Tragen.) 

Gemeinsame
Sache mit den
Grundeigentümern

Johann Strasser, Bürgermeister
in Eugendorf (ÖVP), setzt nun ver-
stärkt auf die Grundeigentümer:
„Wir haben eine Generation von
Bauern, die sich nicht so leicht ein-
schüchtern lassen.“ (Mit Enteignun-
gen, wie das im Raum steht, bezie-
hungsweise der zwangsweisen Ein-
räumung der Dienstbarkeit.) Eine
Besprechung mit den Bauern habe
es bereits gegeben. Bürgermeister
Strasser: „Wir sind überein gekom-
men, dass sie für ein Kabel Grund
abtreten, für eine Freileitung aber
nicht.“ Als Bürgermeister werde er
weiterhin an der Kabel-Kämpfer-
front vorne dabei sein. „Wenn eine
Verkabelung in Betracht gezogen
wird, bin ich dabei. Wenn aber eine
Freileitung durchgedrückt wird, und
danach sieht es aus, bekommt der
Verbund mit mir Probleme und nicht
nur mit mir, auch von anderen Bür-
germeistern.“ Auch Gemeinde-
bund-Präsident Helmut Mödlham-
mer (ÖVP) „ist auf unserer Seite“,
sagt Eugendorfs Bürgermeister
Strasser. 

Regierung setzt jetzt
auf Verhandeln

Und was hört man von Salzburgs
Politspitzen? – Man nehme das
VGH-Urteil „bedauernd zur Kennt-
nis“, gab sich Landeshauptfrau Gabi
Burgstaller in einer Aussendung der

Landeskorrespondenz kleinlaut.
Die Landesregierung werde sich je-
doch weiterhin bemühen, „dass ein
fairer Interessensausgleich ermög-
licht wird und hofft, dass der Ver-
bund dies berücksichtigt“.

Der für die 380-kV-Leitung zu-
ständige Landesrat Walter Blach-
fellner (SPÖ) sagt zum VGH-Ent-
scheid: „Ich habe vor einem Jahr
schon gesagt, ,wir werden unterlie-
gen, wir müssen mit dem Verbund
verhandeln‘.“ – Dass die Position,
jetzt noch über ein Kabel zu ver-
handeln, nicht besser geworden ist,
räumt aber auch Blachfellner ein.
Und ergänzt: „Man kann das ja nicht
auf das Kabel reduzieren, verhan-
deln, das ist auch ein Thema der Ab-
stände und der Trassenführung.“   

Brigitte Gappmair

Das Salzburger Kabelgesetz, nach 
Bürgerprotesten vor der letzten Landtagswahl

beschlossen, wurde ausgehebelt: Für die 
Genehmigung des vom Verbund-Stromkonzern
betriebenen 380-kV-Freileitungsprojekt ist das

Wirtschaftsministerium zuständig.

Kabelkämpfe-
rin Bernhofer:
„Bürgerinitiati-
ven werden
beim Kabel
nicht locker-
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bund-Präsi-
dent Kutil:
„Parteienstel-
lung im UVP-
Verfahren voll
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Bürgermeister
Schaden
(SPÖ): Weiter-
hin spektaku-
läre Aktionen
gegen die
Stromauto-
bahn.
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Landesrat
Blachfellner
(SPÖ): „Habe
schon vor ei-
nem Jahr ge-
sagt, wir wer-
den unterlie-
gen.“
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„So etwas hat es in Salzburg früher
echt  gegeben?!“ – Erstaunen bei den
meisten Zuhörern. Sie sind Teil ei-
ner Gruppe von Leuten, die sich der
umtriebigen Fremdenführerin Sabi-
ne Rath anvertraut haben und ihr in
die dunklen Ecken vergangener Zei-
ten gefolgt sind. „Ich wollte etwas
Neues machen und den Menschen,
die hier wohnen oder täglich zur Ar-
beit, zum Einkaufen etc. gehen, zei-
gen, dass unsere Stadt nicht immer
nur ein ,schönes Aushängeschild‘
war.“ An jedem letzten Freitag im
Monat (den nächsten Termin am 
26.8. am besten gleich vormer-
ken!!), um 20 Uhr beginnt also beim
Treffpunkt in der Festungsgasse, vor
der Talstation der Festungsbahn, ein
Stadtspaziergang zurück in finstere
Zeiten. Nichts für schwache Nerven
– denn hinter vielen Mauern liegen
dunkle Geheimnisse verborgen: He-
xenprozesse, Auspeitschungen,

Hinrichtungen. Dazwischen serviert
Rath aber auch leichtere Kost, er-
zählt von Legenden, Sagen, Aber-
glauben und weiß so einige Ge-
schichten rund um das Leben des
letzten Henkers in Salzburg. Er-
staunlich, welch neue Einblicke
man dabei bekommt. Die gesamte
Führung dauert rund 1,5 Stunden
und findet bei jeder Witterung statt.
Sie kostet für Einzelteilnehmer 12
Euro (öffentliche Führung) bzw. für
Gruppen (Firmenevents, Weih-
nachtsfeiern etc.) 150 Euro. Auf
Wunsch gibt es anschließend ein
stilgerechtes Gruseldinner und für
Schülergruppen auch eine „Light-
Version“ der Gruselführung.

Anfragen und Reservierungen:
Sabine Rath – Staatlich geprüfte
Fremdenführerin,
Mobil: +43 664-2016492,
info@tourguide-salzburg.com,
www.tourguide-salzburg.com

Folter, Hexenverbrennung und Zau-
berei – das alles hat es in Salzburg
einmal gegeben. Einzelheiten erfährt
man bei einer packenden Reise durch
die Vergangenheit mit „Gruselexper-
tin“ Sabine Rath.

GRUSELWANDERN
Freitag, 26. August 2011
Beginn: 20 Uhr
Treffpunkt: Festungsbahn

Talstation

Eine (Ent-)Führung 
in gruselige Vorzeiten

Salzburg auf neue, ungewohnte Art kennenlernen
DAS LEG UND DAS BUNDES-
STARKSTROMWEGERECHT

Das LEG (Landeselektrizitätsgesetz) wurde im Dezember 2008 be-
schlossen – rechtzeitig vor der Landtagswahl am 1. März 2009,
nachdem sich massiver Widerstand gegen die landschaftsver-
schandelnde Freileitung im Flachgau geregt hatte. Im LEG ist die
Verkabelung explizit vorgesehen: Leitungen von mehr als 110 kV
dürfen in sensiblen Bereichen nur als Erdkabel ausgeführt wer-
den, heißt es in einem entsprechenden Passus (§ 54a). Sensible
Bereiche sind insbesonders dann gegeben, wenn ein Mindestab-
stand von 400 Metern zu einzelnen Wohngebäuden und von 200
Metern zu Wohnsiedlungen nicht eingehalten werden kann.  
Von den Grünen wurde dabei vehement eingewendet, dass das
LEG in punkto 380-kV-Leitung möglicherweise nicht zum Tragen
komme. Sie stellten einen Antrag, Mindestabstände für Trassen
auch in die Salzburger Raumordnung aufzunehmen, was aller-
dings abgelehnt wurde.
Wäre man dem Antrag der Grünen gefolgt, würden die im LEG
festgelegten Mindestabstände auch bei Anwendung des Bundes-
Starkstromwegerechts eingehalten werden müssen. So aber
kann, nach Aushebelung des LEG, auch im 2. Teilabschnitt der
380-kV-Leitung durch Salzburg bis 70 Meter an Wohnobjekte
herangebaut werden. Im Flachgau kann man das an mehreren
Stellen auch sehen.   

380-kV: Kampf um Kabel geht weiter
Trotz VGH-Urteil fordern Bürgerinitiativen: Es muss verkabelt werden         
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Bürgermeister
Strasser (ÖVP):
Kein Grundab-
treten bei ei-
ner Freilei-
tung, bei ei-
nem Kabel
schon. 

HINWEIS:
Das im Bericht angesprochene
Interview mit Landeshauptfrau
Gabi Burgstaller (SPÖ) vom 
11. Mai in der SF-Ausgabe
17/2011 finden Sie auf der 
aktuellen SF-Homepage unter
www.salzburger-fenster.at  


